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2. Wirtschaftsordnung 

Mehr auf Markt und Wettbewerb setzen 

Staatswirtschaft auf dem Vormarsch 

Eine wettbewerbsorientierte Marktwirtschaft braucht einen Staat, der eine verlässliche Rah-
menordnung für unternehmerische Tätigkeiten schafft und eine Schiedsrichter-Funktion wahr-
nimmt, aber kein Mitspieler ist. In der Praxis sind EU, Bund, Land und Kommunen aber längst 
nicht nur Schiedsrichter, sondern leider immer öfter auch Mitspieler. Die Staatswirtschaft ist 
auf dem Vormarsch. Zudem nimmt die Regulierungsdichte massiv zu. So werden die Spielre-
geln des freien Wettbewerbs in der sozialen Marktwirtschaft immer weiter ausgehebelt und die 
Grenzen staatlicher und kommunaler Wirtschaftstätigkeit zulasten der Privatwirtschaft ver-
schoben. Das verringert die Anreize für Bürger und Unternehmen zur Leistungserbringung und 
zur Übernahme von Haftungsrisiken für Innovationen und Investitionen  den wichtigsten Quel-
len für Wohlstand und Wachstum. So klettert die Staatsquote auch in Deutschland weiter Rich-
tung 50-Prozent-Schwelle, die in vielen EU-Staaten schon überschritten wurde. Dies hemmt 
die Privatwirtschaft, weil sich mehr und mehr Unternehmen an staatlichen Vorgaben orientie-
ren (müssen) und weniger an den Bedürfnissen und Wünschen der Kunden. Diesen von EU, 
Bund und Interessenvertretern befeuerten Trend zur Staatswirtschaft müssen sich Landtag 
und Landesregierung entgegen stellen und versuchen, ihn zu stoppen und umzukehren. 

Für mehr Markt und Wettbewerb 

Die Politik sollte ihre Entscheidungen an der ordoliberalen Konzeption der sozialen Marktwirt-
schaft ausrichten, um eine bessere Balance zwischen freier unternehmerischer Entfaltung und 
gesellschaftlicher Verantwortung zu wahren. Anzustreben ist eine freiheitliche Wirtschaftsord-

nung innerhalb staatlich gesetzter sozialer und ökologischer Rahmenbedingungen, die auf die 
Eigenverantwortung des Einzelnen vertraut, ein Höchstmaß an Wettbewerb auf Märkten ge-
währleistet und so Innovationen, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung befördert.  
 
Eine steuernde Wirtschaftspolitik und politisch motivierte Marktinterventionen sind abzu-
lehnen, da sie ein Wissen über die Zukunft erfordern, das niemand haben kann, und da es 
hinreichend Beispiele gibt, an denen man ablesen kann, wie stark negativ sich wettbewerbs-
verzerrende politische Eingriffe auf die Entwicklung einer Volkswirtschaft auswirken können. 
Stattdessen muss die Landesregierung den Wettbewerb als Entdeckungsverfahren schützen 
und auf Technologieoffenheit setzen.  

 

Staat und Kommunen sollten grundsätzlich auf unternehmerische Tätigkeiten verzichten, da 
diese von privaten Unternehmern tendenziell besser, d.h. im Ergebnis kostengünstiger und mit 
mehr Innovationen erbracht werden können. Es darf nicht zum Interessenkonflikt zwischen 
dem Staat als Regelsetzer und dem Staat als Unternehmer kommen. 
 
Private Unternehmen leiden unter der wachsenden Staats- und Kommunalwirtschaft. Dabei 
müssen doch gerade private Wirtschaftsakteure, die teilweise fast die Hälfte ihrer Erträge über 
Steuern abführen, darauf vertrauen können, dass der Staat nicht gleichzeitig als Wettbewerber 
gegen sie auftritt  zumal die öffentlichen Unternehmen mit zahlreichen Wettbewerbsvorteilen 
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in puncto Bonität, Insolvenzfähigkeit, Körperschaft-, Umsatz- und Grunderwerbsteuer ausge-
stattet sind. Als Wettbewerber tritt die öffentliche Hand beispielsweise auch dann auf, wenn 
ein Stadtwerk zur Ausweitung seines Serviceangebots Anteile an einem Handwerksbetrieb 
übernimmt. Für die anderen Betriebe wird das Stadtwerk damit vom Geschäftspartner gleich-
zeitig auch zum Konkurrenten. Der Wettbewerb gerät in eine Schieflage, weil der stadtwerks-
eigene Handwerksbetrieb durch die Synergien Vorteile erlangt und umgekehrt das Stadtwerk 
möglicherweise ein Interesse daran hat, die eigene Firma bevorzugt zu behandeln.  
Die wirtschaftliche Betätigung der öffentlichen Hand wird immer mehr ausgeweitet und umfasst 
mittlerweile sogar den Erholungs-, Gastronomie- oder Veranstaltungsbereich. Viele dieser Un-
ternehmen sind nicht rentabel und werden jahrelang mit Hilfe von Steuergeld künstlich am 

der öffentlichen Hand stehen häufig politische Fehleinschätzungen, Postenvergaben und das 
Versagen der Aufsichtskontrollen. 
 
Landtag und Landesregierung  sowie die Landkreise, Städte und Gemeinden  müssen den 

beachten. 

Hessische Gemeindeordnung reformieren 

Die vor einigen Jahren erfolgten Ausweitungen der rechtlich zulässigen kommunalen Tätigkei-
ten in der Hessischen Gemeindeordnung sollten zurückgenommen werden.  
 
Im Bereich der Energieversorgung dürfen kommunale Versorgungsunternehmen ihre Tätig-
keiten nicht zu Lasten privater Unternehmen ausweiten. Beispielsweise wäre es nicht akzep-
tabel, wenn kommunale Unternehmen zunehmend Angebote für Tätigkeiten innerhalb von 
Wohngebäuden unterbreiten, die bislang Handwerksbetriebe geleistet haben, etwa bei der 
Elektroinstallation. 
 
Kommunale Ver- und Entsorger sollten den gleichen wettbewerblichen Bedingungen unterlie-
gen wie die Privatwirtschaft, beispielsweise im Bereich der Abfallentsorgung oder des Bus- 
und Bahnverkehrs. Steuerliche Privilegien, die Nichtbereitstellung von Sicherheitsleistungen 
im Bereich der Entsorgung und die Möglichkeit zur Quersubventionierung im öffentlichen Sek-
tor sind nicht akzeptable Wettbewerbsverzerrungen, deren Beseitigung die Landesregierung 
angehen sollte. 

Interkommunale Leistungen nicht steuerlich privilegieren 

Interkommunale Leistungen müssen umsatzsteuerpflichtig bleiben  wie es die Angebote pri-
vater Betriebe auch sind. Anderenfalls entstünde ein weiteres Privileg für öffentliche Unterneh-
men, was den Wettbewerb mit Privaten verzerrt. Private Betriebe, etwa aus der Bauwirtschaft, 
des Garten- und Landschaftsbaus oder der Gebäudereinigung, hätten keine Chance, diesen 
Preisnachteil auszugleichen. 
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Beteiligungen des Landes an Unternehmen verringern 

Das Land Hessen sollte sich von Beteiligungen an privatwirtschaftlichen Unternehmen tren-
nen, z. B. von Verkehrsbetrieben und Messen. Zusätzliche Beteiligungen des Landes an pri-
vatrechtlichen Unternehmen oder andere Formen unternehmerischer Tätigkeiten sind abzu-
lehnen. 

Vergabegesetz nicht überfrachten 

Der Landtag sollte beim Hessischen Tariftreue- und Vergabegesetz keine weiteren Ergänzun-
gen von vergabefremden Kriterien vornehmen. Alles andere würde zu weiterer Bürokratie füh-
ren, eine wettbewerbsfördernde Vergabe erschweren, höhere Kosten für die Steuerzahler ver-
ursachen und kleine und mittlere Unternehmen potentiell benachteiligen.  

Wirtschaftsministerium muss für Wirtschaftswachstum eintreten 

Die Landesregierung muss öffentlich viel mehr als bisher auf Wirtschaftswachstum setzen und 
dazu konkrete, nicht allein wirtschaftspolitische Maßnahmen ergreifen. Das Wirtschaftsminis-
terium sollte explizit anstreben, dass die Wirtschaft weiter und kräftiger als bisher wächst, und 
dies auch regelmäßig so formulieren und kommunizieren. Diese Kommunikation ist eine der 
zentralen Aufgaben der Führung eines Wirtschaftsministeriums. Es reicht nicht aus, dass seit 
Jahren ein kleiner Teil der Landesregierung vornehmlich Probleme einer wachsenden Wirt-
schaft beschreibt und dadurch den Eindruck erweckt, es bestünde Sympathie für die gefährli-

-Ideologie, die Wirtschaftswachstum ablehnt und letztlich zu Ver-
armung führt. Dass sich Wirtschaftswachstum in einer sozialen Marktwirtschaft im Rahmen 
zahlreicher sozialer, wettbewerbsrechtlicher, ökologischer und anderer Leitplanken zu vollzie-
hen hat, dürfte selbstverständlich sein. 

Für eine marktwirtschaftliche Verbraucherschutzpolitik 

Verbraucherschutzpolitik ist ein konstitutives Element einer marktwirtschaftlichen Ordnung 
und unverzichtbar im staatlichen Rahmen für den Wettbewerb auf Märkten. In einer immer 
komplexer werdenden Welt benötigen Verbraucher Informationen und Transparenz, um kom-
petent und eigenverantwortlich Entscheidungen zu treffen. Die hessische Wirtschaft hat ein 
hohes Eigeninteresse an einer wirkungsvollen Verbraucherschutzpol

schutzpolitik in Hessen und im Bund sollte weiterhin mit Augenmaß statt mit Verbotskultur und 
Bevormundung der Bürger erfolgen. Mündige Bürger sind das richtige Leitbild. 
 
Das Informationsportal lebensmittelklarheit.de ist hinsichtlich seines Informationsgehalts über 
die bestehende Rechtslage als nützlich zu bewerten. Ausdrücklich ist jedoch davor zu warnen, 
einzelne Unternehmen beziehungsweise ihre legalen Produkte in diesem Portal als angebliche 
Täuschungen anzuprangern. Die auf dem Internetportal getroffene Auswahl an Produkten ist 
intransparent, weil nicht zu erkennen ist, anhand welcher Kriterien sie getroffen wird. Hier sollte 
das hessische Verbraucherschutzministerium Verbesserungen bewirken.  


